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Sitzungstermine 2020 
 

 

Die Tagesordnungen und die öffentlichen Sitzungsvorlagen können im Ratsinformationssystem über folgenden Link 
eingesehen werden: www.hilden.de/buergerinfo 

 

 
Amtliche Bekanntmachungen der Stadt Hilden 

 
1. Korrektur der Bekanntmachung der Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung gemäß 

§ 10 Landeszustellungsgesetz NRW; Und hier: Yvonne Keutel 
im Amtsblatt Nr. 28-2019 vom 17.12.2019 
 
Die Bekanntmachung der Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung gemäß § 10 Landeszustel-
lungsgesetz NRW; Und hier: Yvonne Keutel im Amtsblatt Nr. 28-2019 vom 17.12.2019 war fehlerhaft. 
 

Der Name des Zustellungsadressaten ist nicht Yvonne Keute sondern Yvonne Keutel. 
 
 

 
 

2. Satzungsbeschluss des Bebauungsplans Nr. 151, 1. vereinfachte Änderung für den Bereich 
An den Linden/ Kölner Straße/ Ohligser Weg 
 
Der Rat der Stadt Hilden hat in seiner Sitzung am 11.12.2019 nach Vorberatung im Stadtentwicklungs-
ausschuss den Bebauungsplan Nr. 151, 1. vereinfachte Änderung für den Bereich An den Linden/ Köl-
ner Straße/ Ohligser Weg gemäß der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung NW vom 14.07.1994 (GV 
NRW S. 666) in der z.Zt. gültigen Fassung sowie § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634) als Satzung beschlossen. 
Das Plangebiet liegt im Hildener Süden. Es umfasst die Südostseite der Kölner Straße mit den Flurstü-
cken 520, 956, 957, 958 und 975 (alle in Flur 62 der Gemarkung Hilden) und die Westseite der Straße 
An den Linden mit den Flurstücken 961, 962, 963, 964, 965 und 983 (alle in Flur 62 der Gemarkung 
Hilden). Die Größe des Plangebietes beträgt ca. 7790m². 
Mit der Bebauungsplan-Änderung soll zum einen die bestehende aufgelockerte städtebauliche Struktur 
entlang der Straße erhalten werden, zum anderen soll die Möglichkeit einer der Situation angemesse-
nen städtebaulichen Nachverdichtung in diesem historischen Quartier geschaffen werden. Um den 
städtebaulichen Zusammenhang von Alt und Neu zu gewährleisten, soll der Bebauungsplan auch ge-
stalterische Festlegungen enthalten. 
Dem Satzungsbeschluss liegt die Begründung mit Stand vom 30.09.2019 zu Grunde. 
 
 
Der Bebauungsplan Nr. 151, 1.vereinfachte Änderung wird mit Begründung in den Diensträumen des 
Planungs- und Vermessungsamtes im Verwaltungsgebäude, Am Rathaus 1, 4. Etage, während der 
Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt des Plans und der Begründung 
wird auf Verlangen Auskunft gegeben.  

 Jan. Febr. März April Mai Juni Juli Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. 

Rat 15.  25.   17.   23.  4. 9. 
 Haupt- und Finanzausschuss   11.  20.   26.   25.  

Arbeitskreis Sicherheit u. Ordn.partnerschaften             

Ausschuss für Kultur und Heimatpflege  6.   7.      20.  

Ausschuss für Umwelt- und Klimaschutz  13.   14.    10.   3. 

Integrationsrat  5.  29.       13.  

Jugendhilfeausschuss  17.  29.        2. 

Paten- und Partnerschaftsausschuss  12.           

Personalausschuss  17.           

Rechnungsprüfungsausschuss    27.       30.  

Schul- und Sportausschuss  5.  23.       26.  

Sozialausschuss  12.  30.       23.  

Stadtentwicklungsausschuss 29. 19.  22. 27.   19.   18.  

Wahlausschuss 

Wahlprüfungsausschuss 
 

      22.  16.    

Wahlprüfungsausschuss 

Wahlprüfungsausschuss 
 

          17.  

Wirtsch.-u. Wohnungsbauförderungsausschuss  6.   13.    9.    

http://www.hilden.de/buergerinfo
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Soweit in diesem Bebauungsplan Bezug genommen wird auf technische Regelwerke – VDI-Richtlinien, 
DIN-Vorschriften sowie Richtlinien anderer Art –, so werden diese zu jedermanns Einsicht bei der vor-
genannten auslegenden Stelle bereitgehalten. 
 
Dienststunden sind zurzeit montags und freitags in der Zeit von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr, dienstags und 
mittwochs in der Zeit von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr und donnerstags in der Zeit von 8.00 Uhr bis 18.00 
Uhr. 
 
 
Hinweise: 
 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 des Baugesetzbuches (BauGB) über 

die fristgemäße Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche für durch den Bebauungsplan 
Nr. 151, 1. vereinfachte Änderung entstandene und in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichnete Vermö-
gensnachteile und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen.  

 
2. Unbeachtlich werden gemäß § 215 BauGB 

 

a) eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 
Verfahrens- und Formvorschriften, 

 

b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 beachtliche Verletzung der Vorschriften über 
das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und 

 

c) nach § 214 Absatz 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
 

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der 
Stadt Hilden – Planungs- und Vermessungsamt – unter Darlegung des die Verletzung begründen-
den Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind. 
 

3. Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften beim Zustandekommen des Bebauungs-
plans Nr. 151, 1. vereinfachte Änderung kann gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn,  

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

 

b) der Bebauungsplan Nr. 151, 1. vereinfachte Änderung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden, 

 

c) die Bürgermeisterin hat den betreffenden Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hilden – Planungs- und Vermes-
sungsamt – vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt. 

 
Der Beschluss des Bebauungsplanes Nr. 151, 1. vereinfachte Änderung als Satzung, Ort und Zeit 
der Auslegung sowie die aufgrund des Baugesetzbuches und der GO NRW erforderlichen Hinweise 
werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 151, 1. vereinfachte Änderung gemäß 
§ 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.  
 
Gemäß §10a Abs. 2 BauGB wird der in Kraft getretene Bebauungsplan mit der Begründung ergänzend 
auch in das Internet (https://geoportal.hilden.de/karten/bauplanungsrecht_satzungen) eingestellt und 
über das zentrale Internetportal des Landes (https://uvp-verbund.de/nw) zugänglich gemacht.  
 
 
Auf den zur Orientierung veröffentlichten Kartenausschnitt wird hingewiesen. 
 
          --- siehe Folgeseite --- 
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Hilden, den 10.01.2020 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
 

Bekanntmachungsanordnung: 
 

Die Veröffentlichung vorstehender Bekanntmachung wird hiermit angeordnet. 
 

Hilden, den 10.01.2020 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
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3. Bekanntmachung der Allgemeinverfügung vom 14.01.2020 zur Festsetzung eines Glasverbotes 
in Hilden am Rosenmontag, den 24.02.2020 
 
Nach § 14 Abs. 1 des Gesetzes über den Aufbau und die Befugnisse der Ordnungsbehörden Nord-
rhein-Westfalen (OBG NRW) in der derzeit geltenden Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 1980 
(GV. NRW S. 528) in Verbindung mit § 35 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG), erlässt die 
Stadt Hilden folgende 
 
 
Allgemeinverfügung: 
 
 
1. Glasverbot 
Für den unter Ziffer 2 genannten Zeitraum ist das Mitführen und die Benutzung von Glasbehältnissen 
(wie z.B. Flaschen und Gläser) in dem unter Ziffer 3 festgelegten Bereich im Stadtgebiet Hildens unter-
sagt. Das Gleiche gilt für den Ausschank und Verkauf von Getränken in Glasbehältnissen in der unter 
Ziffer 3 genannten Verbotszone. Ausgenommen von diesen Verboten ist das Mitführen von Glasge-
tränkebehältnissen durch Personen, welche diese offensichtlich und ausschließlich zur häuslichen Ver-
wendung erworben haben. Auch das Mitführen von Arzneimitteln und Parfüm in Glasbehältnissen ist 
von dem Mitführverbot ausgenommen. 
 
 
2. Zeitlicher Geltungsbereich 
Das unter Ziffer 1 beschriebene Glasverbot gilt für Montag (Rosenmontag), den 24.02.2020 in der Zeit 
von 11.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 
 
 
3. Räumlicher Geltungsbereich  
Räumlicher Geltungsbereich ist der Kreuzungsbereich „Hagelkreuz“, der den End- bzw. Mittelpunkt der 
auf ihn zulaufenden Straßen Hagelkreuzstraße, Richrather Straße, Neustraße, Klotzstraße, Schul-
straße und Südstraße darstellt.  
Die Verbotszone ist durch sie umgebende Sperr- und Drängelgitter gut sicht- und erkennbar begrenzt. 
Der Geltungsbereich ist der anliegenden Karte (schraffierter Bereich) zu entnehmen, die Bestandteil 
dieser Allgemeinverfügung ist. 
 
 
4. Androhung von Zwangsmitteln 
Für den Fall der Zuwiderhandlung gegen diese Verfügung wird für den Fall des Mitführens oder Benut-
zens eines Glasbehältnisses in der Verbotszone ein Zwangsgeld von 35 Euro je Behältnis angedroht. 
Für den Fall des widerrechtlichen Ausschanks oder Verkaufs von Getränken in Glasbehältnissen wird 
ein Zwangsgeld in Höhe von 50 Euro je Behältnis angedroht. Falls das Glasbehältnis/die Glasbehält-
nisse daraufhin nicht unverzüglich aus der Verbotszone entfernt wird/werden, wird das Zwangsmittel 
des unmittelbaren Zwanges in Form der Beschlagnahme/Wegnahme des mitgeführten Glasbehältnis-
ses bzw. der mitgeführten Glasbehältnisse durch eingesetzte Ordnungs- und Sicherheitskräfte ange-
droht. 
Die an den Absperrpunkten eingesetzten Ordnungs- und Sicherheitskräfte sind auch berechtigt, Perso-
nenkontrollen (z.B. Abtasten von Personen, Durchsuchungen von Taschen, Tüten etc.) vorzunehmen 
und Personen, die das Verbot missachten und Getränkebehältnisse weiterhin in die/der Verbotszone 
ein- oder mitführen wollen, den Zutritt zu verweigern oder des Platzes zu verweisen.  
 
 
5. Anordnung der sofortigen Vollziehung 
Aus Gründen des öffentlichen Interesses wird die sofortige Vollziehung dieser Verfügung angeordnet, 
damit eine gegen sie eingelegte Klage keine aufschiebende Wirkung entfaltet. 
 
 
6. Bekanntgabe 
Diese Verfügung gilt nach § 41 Abs. 4 des Verwaltungsverfahrensgesetzes Nordrhein-Westfalen 
(VwVfG NRW) mit dem auf die Bekanntmachung folgenden Tag als bekannt gegeben.   
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Begründung zu Ziffer 1: 
 
Am Montag, den 24. Februar 2020, wird in Hilden der jährlich stattfindende Rosenmontagsumzug 
durchgeführt. Ein Zugstreckenabschnitt ist dabei der Straßenkreuzungsbereich „Hagelkreuz“, über wel-
chen sich der Zug von der Richrather Straße kommend in die Südstraße bewegt.  
Diese Örtlichkeit stellt den gemeinsamen Endpunkt von sechs Straßen (Hagelkreuzstraße, Richrather 
Straße, Neustraße, Klotzstraße, Schulstraße und Südstraße) dar, die strahlenförmig auf den „gemein-
samen Mittelpunkt“ zulaufen. In der Vergangenheit hat sich diese Örtlichkeit dabei zunehmend zu ei-
nem offenbar attraktiven Standort für Besucher zum Anschauen der vorbeiziehenden Karnevalswagen 
und der Fußtruppen entwickelt. 
Im Zuge dieser Entwicklung hatte sich vor einigen Jahren eine „Feierkultur“ herausgebildet, die sich 
insbesondere durch stark alkoholisierte Jugendliche und Jung-Erwachsene auszeichnete und in deren 
Folge es zu erheblichen Gefährdungen anderer Zugbesucher, aber auch Zugteilnehmern, durch Glas-
bruch sowie das Bewerfen anderer Personen mit Glasbehältnissen gekommen ist.  
Diese Personengruppen suchten den Bereich des Hagelkreuzes bereits durch das sog. „Vorglühen“ 
mehr oder weniger stark alkoholisiert auf und setzten den Alkoholkonsum dann mittels mitgebrachter 
Flaschen, auch Glasflaschen, fort. Der durch achtloses Wegwerfen und Fallenlassen der Flaschen ent-
stehende Glasbruch birgt, dies zeigen die Erfahrungen, die Gefahr von Schnittverletzungen, führt aber 
auch zu einem erhöhten Reinigungsaufwand. 
 
Diese Ereignisse führten dazu, dass in den Jahren vor der ersten Anordnung der Glasverbotszone der 
Polizeisonderdienst der Kreispolizeibehörde Mettmann in erheblichem Umfang zum Einsatz kam, um 
gefährdende Situationen zu unterbinden, aber auch um gewaltbereite Personen in Gewahrsam zu neh-
men. Die im Zusammenhang mit Glasbruch entstandenen Gefährdungen konnten aber auch nicht al-
leine durch den Polizeieinsatz verhindert werden. Die vor Ort eingesetzten Rettungsdienstkräfte muss-
ten daher gerade in den Jahren 2011 und 2012 zahlreiche Personen mit Schnittverletzungen (Treten 
oder Fallen in Glas), aber auch mit Intoxikationsverdacht durch Alkohol behandeln. 
Qualität und Quantität dieser Ereignisse unterschieden sich dabei deutlich von den Vorkommnissen an 
allen anderen Stellen des Zugweges, womit deutlich wird, dass es sich bei dem Zugwegabschnitt „Ha-
gelkreuz“ um eine im Hinblick auf die öffentliche Sicherheit und Ordnung exponierte Örtlichkeit wäh-
rend des Rosenmontagszuges handelt. 
 
Aufgrund dieser Gefährdungslage wurde erstmalig im Jahr 2013 eine Glasverbotszone im Bereich des 
Hagelkreuzes eingerichtet. Die oben beschriebenen Vorfälle und Gefahrenlagen früherer Jahre konn-
ten durch diese Maßnahme deutlich und spürbar reduziert werden. Die Maßnahme hat sich somit in 
den letzten Jahren als geeignetes Mittel zur Gefahrenabwehr bewährt.  
Daher ist es sinnvoll und zur Vermeidung von Vorfällen wie in den Jahren 2011 und 2012 notwendig 
und erforderlich, auch für den Rosenmontagszug des Jahres 2020 eine Glasverbotszone im Bereich 
des Hagelkreuzes einzurichten. 
 
Nach § 14 Abs.1 des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der Ordnungsbehörden – Ordnungsbehör-
dengesetz (OBG) vom 13.05.1980 (GV. NRW S. 528) kann die Ordnungsbehörde die notwendigen 
Maßnahmen treffen, um eine im Einzelfall bestehende Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ord-
nung abzuwehren.  
Durch die Verbote soll sichergestellt werden, dass keine Glasbehältnisse in die unter Ziffer 3 beschrie-
bene Verbotszone gelangen, um die oben bereits beschriebenen Gefahren abzuwehren und zu verhin-
dern. 
Die zunächst im Zusammenhang mit dem „Kölner Glasverbot“ kontrovers diskutierte und auch durch 
das Verwaltungsgericht Köln verneinte Frage, ob durch das reine Mitführen von Glasbehältnissen be-
reits eine „Gefahr“ im gefahrenabwehrrechtlichen Sinne besteht, ist durch das OVG Münster höchst-
richterlich dahingehend bewertet worden, dass, auch wenn das Tragen von Flaschen selbst keine Ge-
fahr darstellt, dies zwangsläufig zu einer solchen führen kann. Da das Wegwerfen von Flaschen selbst 
nicht verhindert werden kann, darf das Ordnungsrecht früher eingreifen – nämlich dort, wo es noch et-
was bewirken kann und bereits die Mitnahme verbieten. 
Eine ordnungsrechtlich relevante Störung tritt bereits durch die ordnungswidrige Entsorgung von Glas-
flaschen im öffentlichen Straßenraum ein und nicht erst durch hiervon ausgehende Verletzungen Drit-
ter oder die Verwendung von Flaschen als Wurfgeschosse. 
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Die mit dieser Verfügung ausgesprochenen Verbote sind geeignet, die oben aufgezeigten Gefahren in 
dem stark besuchten Bereich abzuwehren. Dies bestätigen auch die Erfahrungen der letzten Jahre. 
Sie sind auch erforderlich, da kein geringeres Mittel erkennbar ist, welches geeignet wäre, das mit die-
ser Verfügung beabsichtigte Ziel der Gefahrenabwehr in gleicher oder gar besserer Weise zu errei-
chen. 
 
Die Verfügung eines Glasverbotes im beschriebenen Geltungsbereich und die damit verbundenen 
Maßnahmen zur Sicherstellung des Verbotes sind auch angemessen. Zwar stellt das Glasverbot eine 
Einschränkung dar, die jedoch durch den Einsatz alternativer Materialien (z.B. Kunststoff, Hartplastik) 
ausgeglichen werden kann, ohne dass auf den Verzehr von Alkohol verzichtet werden müsste. Diese 
Einschränkung ist im Verhältnis zur aufgezeigten Gefahrenlage für den angeordneten kurzen Zeitraum 
zumutbar und vertretbar.  
 
Das Glas-Ausschank- und -Verkaufsverbot betrifft ausschließlich gastronomische Angebote von Anbie-
tern innerhalb der Verbotszone. Hierdurch wird verhindert, dass Besucher innerhalb dieses Bereiches 
Getränke in Glasbehältnissen erwerben und/oder erhalten können. Der Verzicht auf Glas stellt zwar für 
die betroffenen Anbieter eine Einschränkung des Gewerberechtes nach Art. 12 GG und § 1 GewO dar, 
ist aber nur auf einen kurzen Zeitraum begrenzt und hat hinter der Zielsetzung der Gefahrenabwehr 
und somit dem Schutz von Leben und Gesundheit Dritter zurückzutreten. 
 
Durch die Bekanntgabe dieser Allgemeinverfügung mit einem mehrwöchigen Vorlauf können sich die 
hiervon betroffenen Gewerbetreibenden rechtzeitig auf den Einsatz alternativer Materialien (z.B. Kunst-
stoff, Hartplastik) einstellen. 
Auch das Einfrieden der Verbotszone mit sog. Drängelgittern und die damit durch eingesetzte Ord-
nungs- und Sicherheitskräfte einhergehende Kontrolle an den Einlasspunkten in die Verbotszone ist 
geeignet, erforderlich und angemessen, um das Ziel dieser Verfügung zu erreichen. 
 
Nur durch gezielte Kontrolle aller Besucher kann das Mitführen von Glasbehältnissen unterbunden 
werden. Die Besucher haben die Wahl, ob sie unter diesen Voraussetzungen den Bereich betreten o-
der den in Glasbehältnissen mitgeführten Alkohol an anderer Stelle konsumieren oder diesen in alter-
native Behältnisse umfüllen wollen. An den Einlasspunkten stehen jedenfalls geeignete Abfallbehälter 
bereit, in denen mitgebrachte Glasbehältnisse entsorgt werden können. 
Die mit den Kontrollen (Abtasten, Taschendurchsuchungen) verbundenen Einschränkungen der Besu-
cher sind vor der Zielsetzung der Abwehr von Gefahren durch Glasbruch und –wurf hinnehmbar. An-
sonsten besteht für die Besucher die Möglichkeit den Rosenmontagszug auch anderer Stelle ohne Ein-
schränkungen zu verfolgen. 
 
Aus vorgenannten Gründen ist daher das mit dieser Verfügung untersagte Mitführen von Glasbehält-
nissen, aber auch deren Verkauf und der Ausschank von Getränken in Glasbehältnissen geeignet, er-
forderlich und angemessen, um die ansonsten bestehende Gefahrenlage abzuwehren. 
 
 
 
 
Begründung zu Ziffer 2 und 3: 
 
Das Glasverbot ist ausschließlich auf einen verhältnismäßig kleinen Bereich des gesamten Zugweges 
beschränkt, in welchem es aber in den Jahren vor 2013 zu Gefährdungslagen und Schadenseintritten 
der oben beschriebenen Art und Weise gekommen ist. Darüber hinaus erscheint eine räumliche Aus-
weitung des Glaserverbotes aber nicht erforderlich, da es im übrigen Verlauf des Rosenmontagszuges 
zu vergleichbaren Vorkommnissen der beschriebenen Art weder im Hinblick auf die Qualität noch die 
Quantität gekommen ist. 
Die zeitliche Beschränkung des Glasverbotes orientiert sich an den Erfahrungswerten, somit den Zei-
ten, in denen die ersten Besucher des Zuges im Bereich des Hagelkreuzes erscheinen und sich das 
Besucheraufkommen nach Beendigung des Zuges auflöst. 
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Begründung zu Ziffer 4: 
 
Die Androhung von Zwangsmitteln erfolgt auf der Grundlage der §§ 55, 60, 62 und 63 des Verwal-
tungsvollstreckungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen – VwVG NRW.  
Als Zwangsmittel kommen nach § 57 VwVG NRW Ersatzvornahme, Zwangsgeld und unmittelbarer 
Zwang in Betracht. 
Da das Zwangsmittel der Ersatzvornahme hier völlig ungeeignet ist, kommt zunächst bei Verstößen 
gegen das unter Ziffer 1 verfügte Verbot als mildestes Mittel das Zwangsgeld (§ 60 VwVG NRW) in Be-
tracht. Die Höhe des angedrohten Zwangsgeldes bei der Mitführung von Glasbehältnissen ist dabei ge-
eignet dem Pflichtigen eine Handlung abzuverlangen; in diesem Fall der Entsorgung des Glasbehält-
nisses oder dem Verlassen der Glasverbotszone. 
Aufgrund wirtschaftlichen Vorteils und dem damit verbundenen Interesse an einem verbotswidrigen 
Ausschank und/oder Verkauf von Getränken in Glasbehältnissen ist in diesen Fällen das erhöhte 
Zwangsgeld sachgerecht und angemessen.  
Für den Fall, dass Glasbehältnisse nicht aus der Verbotszone entfernt werden sollten, wird gemäß § 62 
VwVG NRW das Zwangsmittel des unmittelbaren Zwangs angedroht. Nach § 58 Abs. 3 VwVG NRW 
darf der unmittelbare Zwang nur angedroht werden, wenn andere Zwangsmittel nicht zum Ziel führen 
oder untunlich sind. Dies ist vorliegend der Fall, wenn das Zwangsgeld nicht zu dem entsprechenden 
Erfolg führt. Zweck des Mitführungsverbotes von Glas ist es, den beschriebenen Verbotsbereich „Ha-
gelkreuz“ von Glasgefäßen freizuhalten, um die oben beschriebenen Gefahren zu vermeiden.  
 
 
Begründung zu Ziffer 5: 
 
Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfolgt auf der Grundlage des § 80 Abs. 2 Nr. der Verwal-
tungsgerichtsordnung – VwGO – in der z.Z. gültigen Fassung. Sie ist zum Schutze der Allgemeinheit 
notwendig, da nur so sichergestellt werden kann, dass die getroffene Anordnung unmittelbar vollzieh-
bar ist. 
Das besondere Interesse an der sofortigen Vollziehung dieser Allgemeinverfügung ergibt sich daraus, 
dass die unmittelbar notwendige Beseitigung der oben beschriebenen Gefahren für die öffentliche Si-
cherheit und Ordnung, insbesondere für die individuellen Schutzgüter wie Gesundheit, Leben und Ei-
gentum keinen Aufschub duldet, der sich ansonsten durch die Einlegung eines Rechtsmittels ergeben 
würde.  
Durch die sofortige Vollziehung wird die Versorgung mit Getränken nicht eingeschränkt oder deren 
Verkauf dem Grunde nach verhindert. Der persönliche Bedarf kann durch die Nutzung alternativer Be-
hältnisse problemlos gedeckt werden. Wirtschaftliche Einnahmeverluste betroffener gewerblicher An-
bieter im Verbotsbereich können durch die Verwendung alternativer Materialien ebenfalls verhindert 
werden.  
Das Interesse der Allgemeinheit an der sofortigen Vollziehung der vorgenannten Anordnungen und die 
damit einhergehende Vermeidung von Gefahren für die körperliche Unversehrtheit der Zugbesucher 
überwiegt insoweit das eventuelle Aufschubinteresse der hiervon Betroffenen. 
 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid können Sie vor dem Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 39, 40213 
Düsseldorf, innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe dieses Bescheides Klage erheben. Die Klage 
kann auch in elektronischer Form eingereicht werden. Das elektronische Dokument muss mit einer 
qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder von der verant-
wortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO 
eingereicht werden. Hinweis: Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www.justiz.de. 
 
 
Rechtsbehelfsbelehrung gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung: 
 
Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung kann beim zuständigen Verwaltungsgericht Düssel-
dorf, Bastionsstraße 39 in 40213 Düsseldorf der Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wir-
kung gestellt werden.  

http://www.justiz.de/
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Hilden, den 14.01.2020 
Birgit Alkenings 
Bürgermeisterin 
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Bekanntmachung der Seniorendienste Stadt Hilden gGmbH 

 
1. Korrektur der Bekanntmachung des Jahresabschluss 2018 im Amtsblatt Nr. 21-2019 vom 

15.10.2019 
 
Die Bekanntmachung des Jahresabschluss 2018 im Amtsblatt Nr. 21-2019 vom 15.10.2019 war fehler-

haft, da sie unter der Überschrift „Bekanntmachung der Stadt Hilden Holding GmbH“ abgelichtet wurde. 

Richtig ist die Überschrift: „Bekanntmachung der Seniorendienste Stadt Hilden gGmbH“. 

 
 
 
 
 
 

Bekanntmachung der Stadtwerke Hilden GmbH 

 
2. Anpassung der Preise für die Strom-Grundversorgung zum 1. März 2020 

 
Jeder Strompreis beinhaltet gesetzliche Abgaben, Steuern, Umlagen und Entgelte für die Netznutzung. 
 

Diese Bestandteile machen etwa 75 % des Strompreises aus. Im Jahr 2020 steigen die gesetzlichen 

Umlagen und Abgaben um ca. 3 %, das Netznutzungsentgelt um ca. 6 % und die Energiepreise um 

ca. 17 %. Diese Steigerungen können wir nicht beeinflussen und leider auch nicht einfach ignorieren. 
 

Daher werden wir unsere allgemeinen Preise zum 1. März 2020 anpassen. 

 

Die Konditionen entnehmen Sie bitte dem nachfolgenden Preisblatt. 
 

          --- siehe Folgeseite --- 
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Hilden, den 16.01.2020 
Hans-Ullrich Schneider 
Geschäftsführer 
 
 


